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Der Zeppelinbeſuch in England
Der neueſte Luftangriff auf England

Die engliſche Darſtellung
London, 6. März. Das Kriegsamt teilt mit, daß, wie man

giaubt, drei Zeppeline am geſtrigen Angriff auf
England teil nahmen. Nachdem ſie die Küſte überflogen
hatten, ſchlugen ſie verſchiedene Richtungen ein, und man hatte
den Eindruck, daß ſie offenbar im Unklaren darüber waren, wo
ſie ſich befanden (.7) Das heimgeſuchte Gebiet war York
ſchire, Lincolnſchire, Rutland, Huntingdon, Cam-
brigdeshire, Norfolk, Eſſex und Kent* Jm ganzen
wurden ungefähr vierzig Bomben abgeworfen. Es
wurden, ſoweit bekannt iſt, drei Männer, vier Frauen und fünf
Kinder getötet und dreiunddreißig Perſonen verwundet. Ferner
wurden zwei Hausterraſſen zerſtört, ein Bureau, ein Gaſthaus,
ein Kaffehaus und verſchiedene Läden teilweiſe zerſtört und ein
Block von Armenhäuſern ernſtlich beſchädigt.

London, 6. März. (Anntlich.) In der Nacht zum
Sonntag kreuzten zwei feindliche Luftſchiffe über der Nord
oſtküſte. Einige Bomben fielen nahe beim Ufer ins Meer.
Bis jetzt war keine Nachricht zu erhalten, ob im Lande
Schaden angerichtet wurde.

Die deutſche Denkſchrift und Wilſon
Waſhington, 6. März. (Durch Funkſpruch vom Ver-

treter von Wolffs Telegr. Büro.) Die letzte deutſche Mit-
teilung über den Unterſeekrieg wurde in einer
Sitzung des Kabinettes und in einer Sonder-
bhe ſprechung zwiſchen Wilſon und Lanſing er-
örtert, aber kein Beſchluß gefaßt. Es wurde entſchieden,
die von Berlin unterwegs befindlichen Angaben über die An-
weiſungen der britiſchen Admiralität betreffs Angriffe auf Unter-
ſeebvote abzuwarten. „Evening Poſt“ meldet aus Waſhington:
Das Kabinett beſprach die verſchiedenen Möglichkeiten, die ſich
durch eine neue deutſche Denkſchrift ergeben. Die allgemeine
Meinung war, daß, wofern nicht eine freiwillige Erklärung ein-
treffen ſollte, die Vereinigten Staaten in England anfragen ſoll
ten, ob es wahr ſei, daß die engliſchen Kauffahrer geheime An-
weiſung erhalten haben, ihre Bewaffnung in vffenſiver Weiſe
gegen die Unterſeebobte zu benutzen und ob die Angaben über
einen ſolchen Gebrauch in den von Deutſchland angeführten Fäl-
len mit der diesbezüglichen engliſchen Mitteilung übereinſtimme.

New-York, 6. März. (Durch Funkſpruch vom Vertreter
des W. T. B. Das hervorragende Moment in den Be-
ziehungen zwiſchen dem Präſidenten Wilſon und dem
Kongreß iſt die heutige Konferenz Wilſons mit dem
Sprecher Clark und den anderen Führern des
Repräſentantenhauſes. Eine Wafhingtoner
Depeſche der „Aſſociated Preß“ ſagt über die Konferenz:

Die Führer des Hauſes gingen fort, indem ſie Wilſon er-
klärten, daß heute nichts getan werden würde, ſie wagten aber
keine Prophezeiung hinſichtlich der Zukunft und gaben zu, daß
die Lage ernſt ſei. Sie konnten noch nicht ſagen, wie weit die
Stimmung im Kongreß durch die Veröffentlichung der Anſchau-
ung Wilſons in ſeinem Briefe an Stohe beherrſcht werden würde.
Nach der Konferenz ſagte der Sprecher Clark:

Wir ſetzten Wilſon auseinander, wie das Haus unſerer Mei-
nung nach denke, Jch fagte Wilſon, daß die Refolution, die
Amerikaner vor Benutzung bewaffneter Han-
delsſchiffe zu warnen, mit einer Majorität von 2:1
angenommen würde, wenn ſie gegenwärmtig im Reprä-
ſentantenhauſe zur Abſtimmung gebracht würde. Einige vegei-
ſterte Herren dachten, die Majorität würde ſich wie 3:1 verhalten.

Am Schluſſe der Konferenz war es allen klar, daß Wilſon
auf dem Standpunkt ſeines Briefes an Stone beharrt, Wilſon
wurde durch eine große Zahl von Telegrammen ermutigt, die aus
verſchiedenen Kreiſen des Landes im Weißen Lauſe eintrafen und
ſich für dieſen Standpunkt ausſprachen. Auf der anderen Seite
ſind aus vielen Teilen des Landes Briefe an die Kattzlei des Aus
ſchuſſes für answärtige Angelegenheiten geſtrömt, welche dringend
die Annahme der Reſolution betreffend die Warnung der Ameri-
kaner vor Benutzung bewaffneter Handelsſchiffe fordert.

Senator Gore hat ſeine konkurrierende Reſolution,
die Amerikaner vor den bewaffneten Handelsſchiffen zu
warnen, eingebracht und erklärt, daß er mit Rückſicht auf
die Korreſpondenz zwiſchen Wilſon und Stone um ſo
begeiſterter fſtr ſeine Sache ſei. Gore erklärte: Jn der
Annahme meiner Reſolution würde keine Schmälerung
amerikaniſcher Rechte liegen. Meine Reſolution geht da
in, daß es Anſicht des Kongreſſes fei, daß amerikaniſche

rger es vermeiden ſollen, ihr Recht auszuüben. auf be
waffneten Schiffen zu reiſen. Jn Kreiſen von Regierungs-
beamten hieß es, daß Wilſons Warnung in feinem Briefe,
daß die Vereinigten Staaten das Völkerrecht vor der Ver
letzung ſeitens irgend einer Nation oder vor irgend einer
Gruppe von Nationen ſchützen müßten, gegen alle euro-
3 Kriegführenden gerichtet war. Die Regierung,

es, fei im Begriff, an England eine Note zu richten
die Bangutfrage, die ſeit in Vorbareitung ſtehe

und ſie werde die gegen die Beſchlagnahme amerikaniſcher
Poſtſachen bereits erhobenen Proteſte kräftig bet

Ruſſiſcher und ſüdöſtlicher Kriegsſchauplatz

Dienstag, 7. März 1916

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht
Wien, 6. März. Amtlich wird verlautbart 6. März:

Italieniſcher Kriegsſchauplatz
Die Kampftätigkeit iſt ſeit mehreren Tagen durch

außergewöhnlich ſtarke Niederſchläge im Gebirge und auch
durch Lawinengefahr vollſtändig aufgehoben.

Nichts Neues.
Der Stellvertreter des Chefs des Generalſtabes:

v. Höfer, Feldmarſchalleutnant.

Die Lage bei Verdun
Vern, 6. März. Die Lage bei Verdun wird von

den franzöſiſchen Militärkritikern weiter als
durchaus ernſt bezeichnet. Häufig werden die angeblich un
geheuren deutſchen Verluſte und die franzöſiſchen Verteidigungs-
und Gegenangriffsmaßnahmen zur Beruhigung des Publikums
gehörig herausgeſtrichen, teilweiſe unter Anführung deutſcher
Bläütterſtimmen. Zwiſchendurch dringt jedoch die Befürchtung
einer neuen Ueberraſchung hervor, die auch Anlaß zu
mitunter recht ſchon ungsloſen Kritiken ander Lei-
tung der Ope rationen gibt, deren hervſte die in
Clémenceaus „L'Hommeenchainée“ erſchienene geweſen
zu fein ſcheint, da das Blatt von der Zenfur verboten
wurde.

Das Schickſal des franzöſiſchen Jnf.-Reg. Nr. 33
Berlin, 6. März. Folgender Befehl des Generals

Petain iſt bei einem Gefangenen des franzöſiſchen Jn-
fanterie- Regiments Nr. 33 gefunden worden:

Seit dem 21. Februar greift die Armer des Kronprinzen mit
der äußerſten Kraftanſtrengung“ unſere Stellungen um Verdun
an. Noch nie hat der Feind ſo viel Artillerie in Tätigkeit geſetzt,
nie ſo viele Munition aufgewendet. Bereits hat er ſeine beſten
Armeekorps, die er ſeit mehreren Monaten forgfältig in Ruhe
hielt, auf dem Schlachtfeld reſtlos eingeſetzt. Er erneut ſeine
Jnfanterieangriffe ohne Rückſicht auf ſchwere Verluſte. Alles
beweiſt, welchen Wert Deutſchland dieſer Offenſive beilegt, der
erſten großen Stils, welche es ſeit über einem Jahr auf unſerer
Front verſucht. Es beeilt ſich, einen Grfolg herbeizu
führen, welcher den Krieg beendet, unter dem ſeine
Bevölkerung mehr und mehr leidet. Der Traum der Ausbrei-
tung im Ofſin ſchwindet und das Anwachſen der ruſſiſchen und
engliſchen Armeen ruft Beunruhigung hervor. Ein Aufruf des
Kaiſers, den uns ein Ueberläufer gebracht hat, iſt das Geſtändnis
der wahren Urſachen dieſes verzweifelten Angriffs. „Unſer Vater
land“, hat er geſagt, „iſt zu dieſem Angriff gezwungen, aber
unfer eiſerner Wille wird den Feind vernichten, daher befehle
ich den Angriff.“ Jhr eiſerner Wille wird ſich an unſerer
Standhaftigkeit brechen, wie in Lothringen, in der Picardie, tn
Artois, an der Yſer und in der Champagne. Schließlich werden
wir ſie bezwingen, und das Scheitern dieſer verzweifelten Kraft
anſtrengung, bei der ſich die beſten Truppen, die ihnen noch blie
ben, vergeblich verbraucht haben werden, wird den Auftakt des
Zuſammenbruches bedeuten. Gang Frankreich blickt auf uns. Noch
einmal erwartet es, daß jeder ſeine Pflicht bis zum letzten tue.

Der kommandierende General der 2. Armee, Petain.
Zuſatz des Regimentskommandeurs:
Dieſem Erlaß des Generals Petain, ehemaligen Komman-

deurs des 33. Regiments, hat der Oberſt nur Eines hinzuzufügen:
Das 33. Regiment wird ſich ſeines ehemaligen Kommandeurs

würdig erweiſen. Das 33. Regiment wird, wenn nötig, zu ſter-
ben wiſſen, aber weichen wird es niemals.

Zuſatz des Babgillonskommandeurs:
Dieſer Befehl iſt ſofort den verſammelten Kompagnien vor-

zuleſen.

Die Ereigniſſe haben dem franzöſiſchen 33. Regiment,
an das der Befehl ſich wendet, folgendes Schickſal beſchert:
Am 3. und 4. März kämpfte es um das Dorf Douau-
mont. An beiden Tagen erlitt es ſtarke Verluſte
Die Gefangenen zeigten eine ver zweifelte Stim-
mung und klagten über die Führung und die Ver
pflegung. Die Zahl der Gefangenen des Regiments er-
höhte ſich am 5. März auf 24 Offiziere und 874 Mann.
Der anfeuernde Befehl des Armeeführers, der ſich nicht
ſcheute, mit einem, natürlich nie erlaſſenen Aufruf des
Kaiſers zu arbeiten, hat das Regiment alſo nicht zum Siege
geführt.

England und die Möwe“
London, 6. März. Der „Daily Chronicle“ ſtellt in einem

Leitartikel die Frage, ob die „Möwe“ wirklich mit Beute nach
Deutſchland zurückgekehrt ſei oder ob der amtliche deutſche Bericht
nur eine kluge Erfindung ſei, um die Engländer zu veranlaſſen,
die Jagd auf das Schiff auf offener See aufzngeben. (1) Dieſes
legtere erſcheine dem VNlatte wahrſchoinlicher „Daily Chro
niele“ fügt hinzu Wenn os den
geglückt iſt, das Schiff

figieren der „Möwe“ wirkltch
rüchzubringen, wärden ſie tatſäſch-

Geſchäftsſtelle in Berlin: Bernburger Straße 30
Fernruf Amt Kurfürſt Nr. 6290

Druck und Verlag von Btto Chiele, Halle (Saale)

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

Sitzung vom 6. März 1916.
Am Miniſtertiſch: Kommiſſare, ſpäter Dr. Sydow.,

„Präſident Dr. Graf v. Schwerin-Löwitz eröffnete die
Sitzung um 1124 Uhr.

Abg. Freiherr v. Zedlitz (Freikonf.) erklärte gegenüber
dem Vorwurfe, er hätte bei ſeinem Bericht über die Zenſur
durch Mitteilung eines Vorganges aus der Preſſekonferen
eine Jndiskretion begangen, daß er es für mit ſeiner Be
richterſtatterpflicht unvereinbar gehalten habe, jenen ſo be
zeichnenden Vorfall, die Weitergabe einer vertraulich mitge-
teilten Denkſchrift, mit Stillſchweigen zu übergehen, und
ergänzte ſeinen Bericht nunmehr dahin, daß der Sünder
ſofort von der Preſſekonferenz ausgeſchloſſen worden ſei.

Dann folgte die zweite Beratung des Geſetzentwurfes
betreffend

Ergänzung des Knappſchaftsgeſetzes
vom 26. März 1915.

Paragraph 1 ſieht für Paragraph 8 des Knappſchafts-
r einen Zuſatz vor, nach welchem Militär
hinterbliebenengelder aus Anlaß des gegenwärtigen Krie-
ges auf Witwenpenſionen und Erziehungsbeihilfen nicht
angerechnet werden ſollen.

Die Kommiſſion hat dieſen Paragraphen und den Reſt
des Entwurfes unverändert angenommen, aber einen
neuen Paragraphen 42 vorgeſchlagen, welcher die
Amtsdauer der Knappſchaftsälteſten und der Mitglieder
der Vorſtände, der Ausſchüſſe und der Generalverſammlun-
gen bei Knappſchaftsvereinen und beſonderen Kranken-
käſſen bis nach Beendigung des Krieges verlängert, auch
wenn die Amtszeit bereits abgelaufen iſt und noch keine
Neuwahl ſtattgefunden hat, das Oberbergamt aber nach
rung des Vorſtandes frühere Neuwahlen anordnen
ann.

Berichterſtatter Abg. Schrader (Freikonſ.) empfahl die
Kommiſſionsbeſchlüſſe und eine Reſolution, welche die Re-
gierung erſucht, ihre Bemühungen um die Verſchmelzung
preußiſcher Knappſchaftsvereine behufs Sicherſtellung ge-
nügender Leiſtungsfähigkeit nachdrücklich fortzuſetzen und
nötigenfalls dem Landtag baldigſt entſprechende geſetzgebe-
riſche Vorſchläge zu unterbreiten, ferner ihren Einfluß
weiter für Bildung eines

knappſchaftlichen Rückverſicherungsverbandes
für alle deutſchen Knappſchaftskaſſen und gleichen Kaſfen-
einrichtungen einzuſetzen.

Abg. Hue (Soz.): Der Geſetzentwurf iſt eine logiſche Er
gänzung des Knappſchaftskriegsgeſetzes; wir ſtimmen ihm
gern zu, und ich füge hinzu, daß dieſer Geſetzentwurf, wie
der vorjährige, in der Kommiſſion mit voller Einmütigkeit
erledigt und von allen Seiten geſtrebt wurde, die Fürſorge
ſür die Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene mög
lichſt auszudehnen; ich erhoffe bei anderen ſozialpolitiſcher
Aktionen dieſelbe Einſtimmigkeit aller Parteien.

Die Auslegung des Geſetzes
war leider nicht immer einwandsfrei. Nach dem
Statut der Knappſchaftsvereinigung haben nur
Mitglieder, die bei ihrem Ausſcheiden verheiratet waren,
Anſpruch auf Hinterbliebenenfürſorge. Tauſende von
Knappſchaftsmitgliedern haben ſich aus ehrenhaften
Gründen bei Kriegsausbruch durch Nottrauung verheiratet
und ſind gefallen; ihre Witwen und Waiſen ſind von der
Fürſorge ausgeſchloſſen. Eine Regierungserklärung wäre
crwünſcht, daß eine andere Auslegung Platz greifen ſoll
Kriegsteilnehmer, die der Hütten-Penſionskaſſe
angehören und aus der Knappſchaftskaſſe ausgetreten
ſind, ſtehen ſehr ſchlecht da; ſie ſind aus der fünften in di
zweite Lohnklaſſe verſetzt, ihr Krankengeld von 2,20 Mark
bis auf 75 Pfennig herabgeſetzt. Unklarheiten herrſchen i
der Beurteilung der unterſtützungsberechtigten Erwerbs
loſigkeit; aber Einheitlichkeit der Verſicherungsverhältniſſe
iſt nötig. Ebenſo Herſtellung eines genauen

Gegenſeitigkeitsverhältniſſes mit Oſterreich-Ungarn.
Die Kommiſſionsreſolution gegen die leidige

Zerſplitterung in kleine und leiſtungsfähige Knappſchafts
kaſſen empfehlen wir dringend. Jnwieweit das durch einen
Verſicherungsverband geſchehen kann, darüber wird ja heute
die Bergverwaltung vielleicht Auskunft gehen können. Bei
der früheren Jſolierung der einzelnen, Werke hatten die
Einzelknappſchaftskaſſen noch Sinn, aber nicht mehr im
Zeichen der großen Werkskonzerne. über einen Rückver-
ſichernnagsvecband müſſen wir zu einer

Reichs Knappſchafts Geſetzgebung
fortſchreiten. Jch freue mich, daß jetzt auch große Werk
vertreter dieſem Gedanken zuſtimmen,

lich das Eiſerne re uz verdient haben.
Wirkl. Seheimer Oberbergrat Reuß: Die Frage der

rechtlichen Stellung der Kriegzgetrauten



iſt den zuſtändigen gerichtlichen Jnſtanzen vordehyaiten,
welche neben den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften die
beſonderen Beſtimmungen der einzelnen Knappſchaftsver
einsſatzungen berückſichtigen werden. Einige Vereine haben
durch Statutenbeſtimmungen für die kriegsgetrauten
Witwen gut geſorgt, anderswo fehlen ſolche Beſtimmungen;
Die Frage iſt alſo nur von Fall zu Fall zu entſcheiden. Die
Hüttenpenſionskaſſen gehören nicht zum Geſchäftsbereich der
Bergverwaltung. Bei der Brandenburgiſchen Knapp
ſchaftskaſſe waren Bergbeſitzer und Knappſchaftsmitglieder
der d ſt die Krankenkaſſenmitglieder kriegsverſiche-
rungspflichtig ſind, infolge der Statutenbeſtimmung und
der in der Literatur weitverbreiteten Auffaſſung,
daß das Arbeitsverhältnis der einberufenen Krankenkaſſen-
mitglieder fortdauere und die geſetzliche Krankenverſiche-
rung Platz greife. Beiträge wurden von dieſen Leuten nicht
erhoben. Das iſt für die finanziellen Verhältniſſe der
Krankenkaſſen von außerordentlicher Tragweite. Jm Fe
bruar iſt eine Entſcheidung des Reichsverſicherungsamkfes
ergangen, daß

die Kriegsteilnehmer nicht verſicherungspflichtig
ſind, auch wenn ihren Angehörigen von den Arbeitgebern
ein Teil ihres Gehaltes weiter gezahlt wird, weil die Ar-
beitgeber keine Verfügungsmacht über ſie haben. Danach
wird der Knappſchaftsverband alſo ſeine bisherige
Praxis ändern müſſen. Weiter gab der Re-
gierungsvertreter Auskunft über das gegenwärtige
Verhältnis der deutſchen und öſterreichiſchen
Knappſch tskaſſen und verwies auf ſeine Darlegun-
gen im ommiſſionsbericht, daß ein Statutenentwurf für
»inen Rückverſicherungsverband ſämtlicher preußiſcher
Knappſchaftsvereine fertiggeſtellt ſei, nach welchem alle
Knappſchafts-Penſionsleiſtungen in Rückverſicherung ge
nommen würden. Die Entſcheidung des Reichsverſiche-
rungsamts einerſeits und des Oberſchiedsgerichts anderer-
ſeits gegenüber den preußiſchen Knappſchaften mache eine
einheitliche Auffaſſung ſehr wünſchenswert.

Abg. Althoff (Natl.) ſtimmte den Vorſchlägen der Kom-
miſſion zu, ſtellte ſich aber dem Gedanken eines deutſchen
Knappſchaftsverbandes ablehnend gegenüber.

Abg. Wallbaum (W. Vgg.) ſtimmte gleichfalls zu und
dankte der Regierung für die Vorlage. Die deutſchen Berg-
arbeiter verdieten dieſe Anerkennung, die während des
Krieges voll und ganz ihre Pflicht getan hätten, und deren
Haltung vorteilhaft von der der engliſchen Berg- und
Munitionsarbeiter abſteche. (Beifall.)

Abg. Bruſt (Ztr.) ſprach ſich im Allgemeinen auch für die
über die Vorlage hinausgehenden Wünſche aus, lehnte aber
ebenſo, wie der nach ihm ſprechende

Abg. Roſenow (Fortſchr. Vpt.) einen deutſchen Knapp-
ſchaftsverband ab. Dieſer bedauerte, daß der Re
gierungsvertreter nur ſeine perſönliche Auffaſſung wegen
der Kriegsgetrauten ausſprechen konnte, und wünſchte

einheitliche Fürſorge für die Hinterbliebenen
ger Bergarbeiter, auf die wir ſtolz ſein könnten.
Die Sozialpolitik, das Verſicherungsweſen, der ganze Ar-
beiterſchutz habe uns auf die Höhe gebracht, die uns er-
mögliche, den Feind ſo zu bekämpfen. (Sehr richtigh) Jn
vernünftigem Vorwärtsſchreiten zum Erreichbaren würden
wir den anderen Völkern überlegen bleiben; letzten Endes
liege der Schlüſſel zu dem Rätſel unſerer Kraft in der ſo
zialen Geſetzgebung. (Beifall.)

Die Vorlage wurde in der Kommiſſionsfaſſung mit der
Reſolution angenommen.

Jn der Etatsberatung folgte der Etat der
Berg, Hütten und Salinen- Verwaltung.

Berichterſtatter Abg. Schrader (Freikonſ.): Nach den
Schwierigkeiten der erſten Kriegsmonate infolge Bean
ſpruchung des ganzen Eiſenbahnweſens durch die Militär
verwaltung und Maſſeneinziehung von Bergleuten iſt im
Bergbau wieder eine erfreuliche Steigerung eingetreten; in
Oberſchleſien beträgt die Förderung 85 Prozent, in Weſt
falen 75 Prozent und im Saarrevier 65 Prozent der
Friedensförderung. Der Braunkohlenbetrieb arbeitet nur
m Tagebau, dagegen iſt der Metallbergbau infolge der
großen Preisſteigerung aller Metalle in der auünſtigſten
Lage. Wie die Bergleute verdienen auch die im Felde ſtehen
den Bergbeamten unſere Anerkennung, die beim Bau von
Schützengräben, Unterſtänden uſw. ihre bergtechniſchen
Kenntniſſe verwertet und ihr redlich Teil dazu beigetragen
haben, den Krieg durchzufechten; auch die auf dem Kriegs-
ſchauplatze befindlichen Bergwerksanlagen ſind wieder in Be
trieb geſetzt, ſo daß z. B.

der belgiſche Steinkohleubergbau
63 Prozent der früheren Förderung bringt. Unſere Kohlen
vreiſe ſind mäßig erhöht, die Kohlenverſorgung der Jn-
duſtrie und des Jnlandes überhaupt war befriedigend. Der
Kalibergbau leidet unter den Wirkungen einer Jahrzehnte
langen Entwickelung. Die Löhne der Bergarbeiter ſind faſt
überall bedeutend geſteigert und vielfach Teuerungszulagen
hinzugetreten. Über einen Antrag der Sozialdemokraten,
betreffend die Arbeit der Jugendlichen und Frauen, ging die
Kommiſſion auf die ſchon beim Bauetat erwähnten Er-
klärungen des Miniſters hin zur Tagesordnung über.

Abg. v. Haſſel (Konſ.): Der Überſchuß dieſes Etats, der
höher iſt, als je, darf die Lage des Bergbaues nicht über-
ſchätzen laſſen. Man kann aber erfreulicherweiſe feſtſtellen,
daß es trotz zeitweiſer Knappheit gerade durch die Tätigkeit
des Miniſteriums gelungen iſt, überall, auch nach Oſt
preußen, reichlich Kohle zu bringen. Für die zu
hohen Brikettpreiſe in Mitteldeutſchland, in
Berlin und anderen Großſiädten liegt eine Entſchuldigung
für den Kleinhandel in den Schwierigkeiten der Anfuhr, We
ſchaffung und Abfuhr. Jedenfalls iſt bei uns der Verbr h
beſſer geregelt und der Preis niedriger, als in England.
Wie das Königreich Sachſen, ſo ſollten auch wir Braun
kohlenfelder aufkaufen, da die Braunkohle für die Elektrizi-
tätsinduſtrie und andere Jnduſtrien von außerordentlicher
Bedeutung iſt. Dem Kalibergbau jetzt zu helfen, wird
außerordentlich ſchwierig ſein, ihm fehlen vor allem ge
ſchulte Arbeiter. Die Jnduſtrie legt auf eine gewiſſe Kali-
ausfuhr Wert, ſie darf aber unſern land wirtſchaftlichen Be
trieb nicht beeinträchtigen und nicht auf den Kriegsſchau
plätzen ſchädlich werden. Die nord deutſchen Zucker
fabriken müſſen von den fiskaliſchen Kalkwerken genug
Kalkſtein erhalten. Für die Anfuhr von Gruben-
holz fehlt es an Leuten; da müßte der Kriegsminiſter
entgegenkommen. Die Steigerung der Berg-
arbeiterlöhne iſt zweifellos; möchte ſie immer aus-
kömmlich und rechtzeitig ſein. (Beifall rechts.) Der Sorge
der Bergarbeiter, daß ſie bei der Heimkehr aus dem Felde
mit Aufhören der Familien- Unterſtützung mittellos da-
ſtehen könnten, ſollte abgeholfen werden.

Abg. Bruſt (Zentr.): Wir ſind gegen die Aufhebung des
Ausiubrverbots für Kali: bier muß durch angemeſſene Er

böhurtg der Jnlandspreife geholfen werde und die Land
wirtſchaft Zugeſtändniſſe machen. Den Bergleuten ſollte
die Kriegszulgge auch in den erſten Friedensmonaten ge
zahlt und auch der Bergbeamten gedacht werden, die eine
beträchtliche Mehrbelaſtung an Arbeit und Verantwortlich
keit haben. Wir wären dem Miniſter dankbar, wenn er
mehr Rückſicht auf die Organiſationen der Bergarbeiter
nähme; hoffentlich werden ſie und die Organiſationen der
Arbeitgeber einander nähergebracht, auch für die Friedens
zeit.

Abg. Vorſter (Fyreikonſ.): Eine teilweiſe Hilfe für den
Kalibergbau wird immer in Hebung der Ausfuhr beſtehen,
die auch der Valuta zu Gute käme: für die Landwirtſchaft
iſt genügend Vorrat vorhanden. Auch ich habe die höchſte
Anerkennung für die Leiſtungen unſerer Bergarbeiter (Zu-
ſtimmung rechts); das einmütige Zuſammenwirken mit den
Unternehmern iſt eine hocherfreuliche Erſcheinung. (Beifall.)

Abg. Dr. Ehlers- Breslau (Fortſchr. Vpt.): Beim Stein
kohlenbergbau iſt die Vorſicht der Etatsaufſtellung etwas
zu weit getrieben; wir werden bei den Einnahmen aus die
ſem Zweige eine angenehme Enttäuſchung er
leben. Daß der Ausbruch des Krieges in die Zeit des Ab-
ſtieges von der Hochkonfunktur fiel, das erleichterte uns den
übergang zu den ſchwierigen neuen Verhältniſſen. Die
Waſſerſtraßen, welche die Eiſenbahnen hätten entlaſten
können, haben uns ſehr wenig geholfen. Trotz Allem iſt
eine maßvolle Preispolitik beobachtet worden. Gas und
Schmelzkoks haben wir trotz aller Befürchtungen genug
gehabt. Jm allgemeinen liegen alſo die

Verhältniſſe in Deutſchland günſtig.
Anders bei unſeren Gegnern: Frankreich hat 1915 von
England nur 43 Prozent der gewohnten Steinkohlenmenge
bezogen, wofür ihm die Herren Engländer aber 89 Prozent
des ſonſtigen Wertes abgenommen haben (Zurufe rechts);
ich bedaure das gar nicht, mögen ſie ausfreſſen, was ſie ſich
eingebrockt haben. Der engliſche Export iſt erheblich zurück
gegangen. Unſer Bergbau hat ſich in der Vergangenheit
bewährt und wird auch in der Zukunft geſichert ſein.
Handelsminiſter Sydow: Der Vorredner war ſo freund

lich, mir eine Wette anzubieten, daß die Einnahmen
aus dem Steinkohlenbergbau überſchritten
werden würden; keine Wette würde ich lieber verlieren,
als dieſe. Dieſe Einnahmen ſtehen aber in den drei Viertel-
jahren des letzten Etatsjahres ſchon um über ſieben Millio-
nen gegen denEtatsanſatz zurück! Andererſeits ſind die Ein
nahmen aus den Erzwerken höher. Die Ans-
gaben für die Angehörigen der eingezogenen Bergleute der
fiskaliſchen Betriebe ſind recht erheblich, ſodaß die Abſchlüſſe
nicht ſo ſein können, wie man es vielleicht erwartet hat.
Der Ankauf von Braunkohlenlagern gebört
zum Bauetat; die Prüfung der Frage liegt der Geologiſchen
Landesanſtalt ob, welche die betreffenden Gebiete abſucht:;
es iſt ein richtiger fiskaliſcher Gedanke, ſolche Lager nicht
an Private gelangen zu laſſen. Für die Heranſchaffung der
Grubenhölzer iſt Abhülfe eingeleitet; für die Zahlung
der Löhne der ins Feld gezogenen Bergarbeiter iſt eine
bequemere Regelung in Ausſicht genommen. Der Antrag
der Sozialdemokraten betrifft eine Notmaßregel, die aller
dings für den Krieg notwendig gewordeniſt. Die Nummer 1
des Antrages kann ſich jedenfalls nicht gutheißen. Die
Jugendlichen werden unter Tage mit leichten Arbeiten be
ſchäftigt, z. B. Beſprengung des Kohlenſtaubes und dergl.
Schon im Frieden iſt es in Oberſchleſien und im Mans-
feldiſchen ähnlich. Jch bitte den Antrag abzulehnen.
Abg. Hue (Soz.): Wie kann der darniederliegenden

Kaliinduſtrie geholfen werden? Die Befürchtung der Land
wirtſchaft, daß die Erhöhung der Jnlandspreiſe ihre Pro
duktion erheblich verteuern würde, iſt irrig geweſen; ſo
würde auch die jetzt beantragte Erhöhung um drei Pfennig
ſie kaum nennenswert belaſten und die notwendige Lohn
erhöhung fördern. Die Bergſchädenfrage muß geſetzlich ge-
regelt werden; die Prozeſſe führen häufig zum völligen
Ruin des Grundbeſitzers. Die deutſchen Arbeiter verlangen
Schutz vor fremden Lohndrückern. Die während des Krie
ges gewährten Lohnzulagen ſind durch andere Dinge illu-
ſoriſch gemacht worden, ſo die bevorſtehende Erhöhung der
Kartoffelpreiſe, die ewige Preisſteigerung der Hausbrand
kohlen und -Briketts. Jn der Braunkohlen-Jnduſtrie ſind
vielfach die Arbeitslöhne herabgeſetzt. Weiter befürwortete
Redner den ſozialdemokratiſchen Antrag; die hohe Sterb-
lichkeitsziffer im Bezirk Oppeln hänge mit der Kinder-
arbeit in den Bergbetrieben zuſammen. Ohne Annahme
dieſes Antrages bleibe alles Reden im Hauſe über Kinder-
und Mutterſchutz hohle Deklamation.

Abg. Althoff (Natl.) Der Etatsanſchlag dürfte tatſächlich
durch das Betriebsergebnis von 1916 erreicht werden. Die
Hauerlöhne im rheiniſch- weſtfäliſchen Kohlenrevier ſtiegen
im Kriege von 6,19 Mark bis auf 7,73 Mark und ſind nicht
ein Mal gefallen. die Durchſchnittslöhne ſtiegen von
5,66 auf 6,76 Mark. Andererſeits iſt die Ausbeute von
18 Gewerkſchaften um 33 Prozent gefallen, trotzdem haben
ſie die Löhne erhöht. Was der Abg. Hue über die große
Zahl der über und Nebenſchichten geſagt hat, iſt über
trieben; ſeine Rede paßte mehr auf Friedens-, als auf
Kriegszeiten. Gegenüber der meiſt leichten Beſchäfti
gung jugendlicher Arbeiter ſollte man es bei einem Appell
an den Miniſter bewenden laſſen.

Abg. Dr. v. Heydebrand (Konſ.): Da der Miniſter er
klärt hat, daß die Regierung ſchon gemäß dem Antrage
Braun verfügt hat, ſſo würde eine Abſtimmung dafür ein
Mißtrauensvotum für die Regierung bedeuten.

Zur Geſchäftsordnung bemerkte
Abg. Freiherr v. Zedlitz (Freikonſ.): Wir werden uns

bei der Abſtimmung den Konſervativen anſchließen.
Abg. Dr. Oeſer (Fortſchr. Vpt.): Wir werden ſür Ab-

ſatz 2 und 3 ſtimmen und ſehen darin kein Mißtrauens-
votum für die Regierung.

Der Etat wurde unverändert bewilligt, der Betriebs-
bericht der Bergverwaltung durch Kenntnisnahme erledigt;
vom Antrag Braun wurden Nummer 2 und 3 gegen die
Stimmen der Rechten angenommen, Nr. 1 gegen die Stim
men der Sozialdemokraten abgelehnt, ebenſo eine von der
Fortſchrittlichen Volkspartei eingebrachte modifizierte
Faſſung, nach der die Regierung in Erwägung über das ver
langte Verbot eintreten ſoll, gegen die Stimmen der Sozial
demokraten, der Fortſchrittlichen Volkspartei und des Zen
trums.Schluß gegen 51 ihr.

Nächſte Sitzung Dienstag 11 Uhr (kleinere Vor-
lagen, Etat der Landwirtſchafts-, Domänen- und Forſt

verwaoltung 2Verbot des Waffentragens in Rumänien
Jm rumäniſchen Parlament wird demnächſt ein Geſetzent-

wurf vorgele
Beſitz von Zivilperſonen befindlichen Wa

l werden.

werden, der das b h verbietet. Alle in
n müſſen abgeliefert

Das Quittungsſtempelgeſetz
Im Anſchluß an unſere telegraphiſche Meldung tn

Nr. 111 der „Hall. Ztg.“ teilen wir über den Jnhalt des
Geſetzentwurfes betr. den Quittungsſtempel weiter
folgendes mit:

Der Scheckſtempel, der bisher eine Sonderbelaſtung des
vargelderſparenden Zahlungsverkehrs ausmacht, kommt
Zeitpunkt des Jnkrafttretens des Quittungsſtempels in Weg
fal l.
feſter Stempel gedacht. Er beträgt

10 Pfennig bei einem Betrage von mehr als 10 und nicht
mehr als 100 Mark,

20 Pfennig bei Beträgen von mehr als 100 Mark.
Abgeſehen von

von Zahlungen von dem Quittungsſtempel befreit, teils zur Ver-
meidung einer doppelten Beſteuerung, teils auf Erwägungen ſo
zialer Natur. Jn letzterer Beziehung kommen vor allem folgende
Steuerbefreiungen in Betracht: Arbeits und
Dienſtlöhne, Gehalt und ſonſtige Dienſtbezüge, Ruhe

ehalt, Witwen-, Waiſen-, und Altersgelder, Zah-Jungen auf Grund der Reichsverſichernung, Zahlungen
auf Grund der geſetzlichen Unterhaltungspflicht, Un-
terſtützungen, Krankengelder und ähnliche Zahlungen
aus öffentlichen und privaten, nicht auf Gewinn der Unternehmer
berechneten Kaſſen und Anſtalten, Zahlungen für Wohnungs
miete, ſofern der Mietzins, auf ein Jahr berechnet, 360
Mark nicht überſteigt. Die Durchführung des Grund-
ſatzes, daß, von den obenbezeichneten Ausnahmen abgeſehen, der
Geſamtzahlungsverkehr dem Quittungsſtenpel unterliegen ſoll,
iſt erforderlich zur Erzielung von 80 bis 100 Millionen
Mark, die aus dieſer neuen Abgabe erwartet werden. Sie iſt
möglich nur auf dem Wege des Quittungszwanges, der
ſonſt die Wirkung hat, der von dem Quittungsſtempel ohne
Quittungszwang zu befürchtenden Rechtsunſicherheit vorzubeu-
gen. Der Quittungéſtempel greift nicht Platz für diejenigen Zah-
lungen, die vom Quittungsſtempel befreit ſind. Außerdem iſt der
Quittungszwang nicht vorgeſehen für Zahlungen zur Gewäh-
rung üblicher Gelegenheitsgeſchenke, Almoſen, Beträge zu Samm-
lungen für mildtätige Zwecke, ſowie gemeinnützige und kirchliche
Zwecke, ebenſo nicht für Geldzahlungen zwiſchen Familienangehö-
rigen.

Im bargeldloſen Zahlungsverkehr paßt ſich der Quittungs-
ſtempel den Formen an, in denen ſich dieſer Verkehr vollzieht.
Es iſt hier zu unterſcheiden zwiſchen Wechſel- und Scheckverkehr
und dem Kaſſenführungsverkehr der Banken, der den Zahlungs
überweifungsverkehr in ſich ſchließt. Der Wechſelſtempel,
der vom Wechſel als Kreditinſtrument erhoben wird, bleibt vom
Quittungsſtempel un berührt. Dagegen ſoll der Scheck
ſtempel, wie erwähnt, nunmehr auf gehoben werden.
Wenn Wechfel und Schecks, pvder dieſen gleichgeſtellte Pa
piere in Zahlung gegeben werden, iſt hierüber eine ver-
ſteuerbare Quittung in gleicher Weiſe wie bei Barzah-
lung auszuſtellen, dagegen ſoll die Einlöſung eines We ch
ſels quittungsſtempelfrei ſein, desgleichen die
Einlöſung einer Schecks, ſoweit ſie durch Gutſchrift,
alſo unter Vermeidung der Barauszahlung erfolgt. Jm Kaſſen
führungsverkehr, alſo im Verkehr, in dem der Zahlungsanusgleich
durch Gutſchrift oder Laſtſchrift auf Konto des Guthabeninhabers
erfolgte, ſind zur Vermeidung einer doppelten Veſteuerung des
ſelben Zahlungsvorganges nur Gutſchriften für ſteuer
pflichtig erklärt, Laſtſchriften aber frei. Jn der glei-
chen Abſicht iſt auch dafür Vorſorge getroffen, daß, wenn ein Geld
betrag von dem Konto eines Privatkunden einer Bank auf Konto
eines Privatkunden einer anderen überwieſen wird, der Zahlungs
ausgleich zwiſchen den Banken ſich ſten erfrei vollzieht. An
Stelle der Beſteuerung von Beſcheinigungen über Gutſchriften
kann der Bundesrat auch eine andere Form der Entrichtung ge
ſtatten, insbeſondere die Abrechnung auf Grund von Anſchrei
bungen auf die Konten. Möglichſt un berührt von dem Quit-
tungsſtempelgeſetz bleiben die Zahlungen im Zah lungsver-
mittlungsverkehr der Poſt, alſo im Poſtanweiſungs-,
Poſtnachnahme- und Poſtauftragsverkehr, die Einziehung des Zei
tungsbezugsgeldes, ſowie Zahlungen und Gutſchriften, ſowie Laſt-
ſchriften im Poſtſcheckverkehr, endlich Zahlungen von Gebühren des
Poſt, Poſtſcheck, Telegraphen und Fernſprechverkehrs. Die Her
anziehnung zur ſteuerlichen Belaſtung ſoll hier durch eine gleich-
zeitig vorgeſchlagene außerordentliche Reichsabgabe
erfolgen, die gleichzeitig mit den Poſt und Telegraphengebüh-
ren nach den für dieſe geltenden Vorſchriften erhoben werden ſo

Gänzlicher Fehlſchlag der 3. italieniſchen
Kriegsanleihe

Bern, 6. März. Hier wird bekannt, daß das wirkliche
Ergebnis der dritten italieniſchen Nationalanleihe
1760 Millionen Lire beträgt. wovon 1200 Millionen Bar
zeichnungen ſind. Da die italieniſchen Kriegskoſten zur-
zeit monatlich ungefähr 650 Millionen betragen, decken
die neuen Mittel alſo knapp den Betrag von zwei
MonatLn. Bekanntlich mußte die Zeichnungsfriſt der
Anleihe von urſprünglich vier Wochen auf ſieben Wochen
verlängert werden, um ein einigermaßen günſtiges Er-
gebnis zu erreichen. Die Anleihe brachte alſo kaum mehr
neues Geld,. als während ihrer Zeichnung verbrauch
wurde.

Die franzöſiſchen Heeresberichte

Paris, 6. März. Jn dem amtlichen Kriegsbericht von geſtern
nachmittag heißt es u. a.: n Belgien hat unſere A illerie
ſüdlich von Lombartzyde feindliche Gräben zum Einſturz gebracht.
Jn der Gegend von Verdun richtete der Feind einen ſehr lebhaften
Angriff gegen unſere Linien vom Gehölz von Haudromont bis
zum Fort Douaumont, der durch unſer Sperrfeuer und unſer
Jnfankeriefeuer zurückgewieſen wurde. Auf unſerer ganzen
Front öſtlich der Maas und weſtlich Mort Homme und der
Cöte Oie war die Beſchießung ſehr lebhaft.

Jm Abendbericht heißt es u. a.: Nördlich von Soiſſons rich
teten wir ein zerſtörendes Feuer auf die feindlichen Werke. Jn
den Argonnen beſchoß unſere Artillerie feindliche Arbeiten. Nörd-
lich von Verdun ſehr lebhaftes Bombardement, namentlich
zwiſchen dem Gehölg von Haudromont und dem Fort Douaumonk;
doch hat der Feind ſeine Angriffe nicht wieder erneuert. Jm
Woevre ſtarke Beſchießung in der Gegend von Fresnes. Unſere
Artillerie zeigte ſich auf der ganzen Front ſehr tätig.

Die ruſſiſchen Kriegsberichte
Petersburg, 6. März. Amtlicher Bericht von Sonntag

Weſtfront. Jn der Nähe von JIInt ließen wir geſtern 14Minen ſpringen. Um den Beſitz des Sprengtrichters entſtand
ein heftiger Kampf. Sechs ſind feſt in unſerem Beſitz. Beim
Kampf um die Sprengtrichter drangen die Deutſchen unter
ſchweren Verluſten in ein halb zerſtörtes Blockhaus. Jn
Nacht zum 4. März gegen 3 Uhr griffen die Deutſchen nach 12-
ſtündiger Artillerievorbereitung das Dorf Alf ſewitſchi,
ſüdlich Kraſchin (12 km nordöſtlich des Bahnhofes Baranowitſchi)
an. Wir warfen den Angreifer zurück. Auf der Front des
Generals Jwanoff vernichteten unſere Aufklärer einige Poſten.
Außerdem beſetzten ſie einen vorgeſchobenen Graben bei
Michalcegze nordweſtlich Uscieczko und ſchlugen drei Verſuche
des Feindes, den Graben wieder zu erobern, zurück. Am
Dunjeſtr in der Nähe von Samuszhn lie wir Minen
ſpringen, deren Exploſion einen Teil der feindlichen Gräben zer
ſtörte. 377 r L d vorgeſchobenen G wurde von
unſeren Abteilungen etzt.r Die Verfolgung der Türken dauert an.

mit dem

Frei vom Quittungsſſtempel ſind Zahlungen
von 10 Mark und darunter. Der Quittungsſtempel iſt als

ahlungen bis zu 10 Mark ſind eine Reihe
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29. Landtag der Provinz Sachſen

De Merſeburg, 6. März.Die zweite Vollfitzung wurde heute Nachmittag 339Uhr re den Vorſitzenden, Grafen von Wartensreben,
mit der kanntgabe von Antworttelegrammen der

von Hindenburg und Sixt von Armin er-
et.

Punkt 1 der Tagesordnung betraf Erſatzwahle nProvinziallandtagsa e rrhete der Stert
kreiſen Halberſtadt und Halle, den Landkreiſen Halberſtadt,
Oſchersleben, Wolmirſtedt, Delitzſch, Mansfelder Seekreis, Naum

rn r rer mar T re Auf Antragv. r ö er erklärte ſi d iVahien eingernanden ha der Kaudtas aitt dar

on dem tat der Magdeburgiſfchen eitiſche für die Rechnungsjahre 1913 und in e en
Referat des Abg. Voigtel Kenntnis genommen. Einnahmen59 en ſich in beiden Jahren zwiſchen r n

Bezüglich des Verwaltungsberichts des Pro-
vinzialausſchuſſes für die Rechnungsjahre 1918 und 1914
bat der Ländeshauptmann um Kenntnisnahme. Dies
weſchah.

Ueber die vom Provingzialausſchuß
aus Anlaß des Krieges getroffenen Maßnahmen

erſtattete Abg. von Kroſigk Halle ausführlichen Bericht.Derſelbe ergab, daß die preving auf allen Gebieten der Kriegs

fürſorgetätigkeit weitgehendſte Maßnahmen getroffen hat. Be
züglich der Unterſtützungen an die Familien der Pro-
vinzialbeamten und Arbeiter meint der Berichterſtatter, daß es
auch im Intereſſe der Proving ſelbſt liege, wenn die Familien
keine Not zu leiden brauchten. Zur Unterſtützung der Hinter
bliebenen der Kriegsteilnehmer iſt die Sächſiſche Kriegs
verſicherung gegründet worden. Es frage ſich, ob es nicht
angebracht ſei, ſchon jetzt den Hinterbliebenen eine Abſchlags-
zahlung zu leiſten. Landesrat Bothe erwiderte, daß im
Falle der Bedürftigkeit auf den Anteil 100 Mk. Abſchlagszahlung
geleiſtet werden könnten. Die ſonſtigen Maßnahmen der Pro
ving ſind bekannt. Sie fanden auf Antrag des Referenten die
nachträgliche Genehmigung des Landtages.

Sächſiſche Kriegsverſicherung auf Gegen-
ſeitigkeit. Die Verwaltung der Verſicherung wurde dem
Herrn Landeshauptmann übertragen. Bis jetzt ſind etwa
200 000 Anteilſcheine zu je 10 Mk. gelöſt. Sämtliche eingehenden
Gelder werden angeſammelt und auf die Kriegsſterbefälle an
die Hinterbliebenen verteilt. Der Landtag erklärt ſich damit ein-
verſtanden. (Berichterſtatter: Graf von der Schulenburg-
Angern.)

Abänderung des Armenpflegetarifs vom30. November 1910. Hierüber referiert Abg. Thowes.
Der von dem preußiſchen Miniſter des Jnnern auf Grund des
g 30 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz aufgeſtellteZarif der von den preußiſchen Armenverbänden zu erſtattenden

Armenpflegekoſten vom 30. November 1910 bringt gegenüber dem
alten Rechtszuſtande (Tarif vom 2. Juli 1876) hauptſächlich
zwei Aenderungen: er erhöht einmal die früheren Tarifſätze
für erwachſene Perſonen, d. h. für Perſonen im Alter von 14
und mehr Jahren, durchweg auf 90 Pfg. täglich (früher 80 und
60 Pfg., je nach der beſtimmten Servisklaſſe); überdies ſtellt er,
was früher nicht der Fall war, einen Tarifſatz auch für Perſonen,
die das Alter von 14 Jahren noch nicht erreicht haben, auf und
bemißt ihn auf täglich 60 Pfg. Der Landtag gab ſein Gutachten
dahin ab: Tarifſätze ſind in allen Fällen offener
Armenpflege auszuſchließen.

Die Tätigkeit der Sächſiſchen Provinzialbank.,
Der Antrag des Provingzialausſchuſſes, der Landiag wolle

von dem gedruckt vorliegenden Bericht Kenntnis nehmen, ge
S ur Annahme. Am 31. Dezember 1915 alſo einha Jahr nach Eröffnung der Bank war der Stand der
kurzfriſtig ausgegebenen Darlehen folgender: 1. Provinzialver-
band Mk. Wechſeldarlehen bezw. 500 000 Mk. Darlehen
ohne Wechſel. 2. Landkreiſe und Kreisſparkaſſen 8952 000 Mk.
Wechſeldarlehen, bezw .1856 000 Mk. Darlehen ohne Wechſel.
3. Städte und ſtädtiſche Sparkaſſen 4200 000 Mk. Wechſeldar-
lehen, bezw. 40 000 Mk. Darlehen ohne Wechſel. 4. Verſchiedene
2000 000 Mk. Wechſeldarlehen, bezw. 1 700 000 Mk. Darlehen
ohne Wechſel. Summa: 15 152 000 Mk. Wechſeldarlehen, bezw.
4 096 000 Mk. Darlehen ohne Wechſel. Jm Monat Januar 1916
iſt der Darlehnsbeſtand noch um mehrere Millionen Mark ge
wachſen. An Wechſeln ſind im ganzen in der Zeit vom 1. Juli
bis 31. Dezember 1915 rund 28 Millionen Mark diskontiert.
Aus dem neu aufgenommenen Geſchäftszweige hat die Bank bis
zum 1. Januar 1916 einen Zinsgewinn von rund 40 000 Mk.
erzielt.

Auf Antrag des Berichterſtatters, Abg. Steckner- Halle
erklärt ſich der Landtag mit dem Abſchluß einverſtanden,.,

Grundſtücksaustauſch mit dem Kgl. Eiſen-
bahnfiskus. Abg. Knobloch Sangerhauſen berichtet
über folgende Vorlage: Einmalige Schlußberatung der Provin-
zialausſchußvorlage, betr. Grundſtücksaustauſch mit dem
Königlichen Eiſenbahnfiskus infolge Verlegung
der Provinzialſtraße Torgau-- Eilenburg zwiſchen
Kilometer 2,670 und 4,170. Der Königliche Eiſenbahnfiskus be-
abſichtigt, die Provinzialſtraße Torgau--Eilenburz zwiſchen
Kilometer 2,670 und 4,170 nach poligeilich geprüften Bauplänen
zu verlegen. Durch die Uebernahme der neuen und Ueberlafſung
der alten Straßenſtrecke wird der Austauſch von Grundſtücken
erforderlich. Die Einzelheiten wegen der Regelung des Eigen-
tums, wegen der Uebernahme der neuen Straßenſtrecke und
Regelung der ſpäteren Unterhaltungspflicht werden in einem
Vertrage mit der Königlichen Eiſenbahndirektion in Halle a. S.
vereinbart werden.

Der Landtag genehmigte, daß die Grundſtücke der
durch die Verlegung der Provingialſtraße Torgau Eilenburg
zwiſchen Kilometer 2,670 und 4,170 für den Durchgangsverkehr
entbehrlich werdenden Straßenſtrecke mit dem Königlichen
Eiſenbahnfiskus gegen die Grundſtücke der neuen Straßenſtrecke
ausgetauſcht werden.

Kriegsbeſchädigtenfürſorge der Provinz Sachſen.
neber dieſen Gegenſtand lag ein umfangreicher gedrugter

Bericht vor, den der Vertreter des Landeshauptmanns, Herr Lan
desrat von Skandecki, eingehend erläuterte. Die Fürſorge
t dieſem Gebiete begegne mit Recht der allgemeinen Teil
nahme. Sie ſei nicht nur eine Dankesſchuld gegen
über den Kriegern ſondern geradezu eine wirtſchaft
liche Notwendigkeit. Von dem Bericht wurde mit Ge
nugtuung Kenntnis genommen.

Förderung der Elektrizitätsverſorgung der Provinz.
Hierüber hatte Abg. Landrat von Schenk einen Antrag

eingebracht, der für den nächſten Landtag eine dies
bezügliche Vorlage fordert.Landrat von Schenk bemerkte u. a.: Die zweckmäßige Ver
ſorgung mit Elektrizität iſt gleichwertig für Stadt und Land,
Induſtrie und Landwirtſchaft und zwar für die
letztere in beſonderem Maße. Es handelt ſich hierbei um eine
wichtige wirtſchaftliche, ſoziale, und nationale Frage. Infolge
deſſen haben ſich auch in der Provinz eine Reihe von Unterneh
mungen gebildet, deren Ziel die Verſorgung init Elektrizität iſt.
Dieſen fehlt aber hier eine Organiſation, wie ſie andere Pro
vingen zum Teil haben. Auch die Kgl. Staatsregierung hat ſich
mit der Angelegenheit beſchäftigt und u. g. in unſerer Provinz
mit dem Bau großen Kraftwerkes beginnen laſſen. Dieſe
Tatſache hat uns

tigen Antrage zu veranlaſſen, im Anſchluß an das

ſtaatliche Kraftwerk bei Bitterfeld als Strom
abnehmer aufzutreten, den Strom durch die ganze
Provinz zu leiten und eine Verwaltungs- bezw. eine Be
ratungsſtelle bei der Provinzialverwaltung zu ſchaffen, ähnlich
wie bei den Kleinbahnen. Jetzt ſei der geeignete Zeitpunkt.
Werde dieſer verpaßt, dann dürfte es überhaupt nicht mehr mög-
lich ſein, eine derartige wichtige Organiſation zu erhalten. Zu
nächſt ſei die Provinz ſelbſt in der Lage, für ihre Anſtalten,
Straßen uſw. den Starkſtrom auszunutzen. Dann wären an die
verſchiedenen Gemeinden der Provinz Anfragen wegen Strom
abnahme zu richten, die ſicherlich guten Erfolg haben würden.
Bei genügender Beteiligung würde der Starkſtrom erheblich
billiger geliefert werden können, als dies den derzeitigen Unter
nehmungen möglich ſei. Von der Möglichkeit der Erhaltung
billiger Elektrizität würden zunächſt diejenigen Gebrauch machen,
die noch nicht mit Elektrizität verſorgt ſeien. Aber auch Unter
nehmungen, die nach einem Rechenexempel zu der Ueberzeugung
gelangen müßten, daß ſie beim Anſchluß an die Provinz beden
tend billiger zu dem Starkſtrom kämen, würden nach und nach
als Abnehmer in Frage kommen. Sodann begründet Referent
noch beſonders den Wunſch, daß der Provinzialverwaltung eine
beſondere Elektrizitätberatungsſtelle, ähnlich wie bei den Klein
bahnen, angegliedert werden möchte. Er gab dabei einen Fall
aus ſeinem Kreiſe bekannt, wo man über 19 000 Mk. nur für ein
Gutachten habe zahlen müſſen, obgleich der Plan gar nicht zur
Ausführung gekommen ſei. Bei einer Provingzial-Beratungs-
ſtelle wäre dies nicht der Fall geweſen. Man plane keinen
Eingriff in die beſtehenden Unternehmungen,
ſondern wolle nur den Bau von Starkſtromleitungen in der
Provinz auf Koſten der Abnehmer, und eine Organiſation in
Form einer provingiellen Beratungsftelle. Der Antrag ſolle
obendrein nur eine allgemeine Anregung darſtellen.

Landeshauptmann Exzellenz von Wilmowski dankt für
das dargebrachte große Vertrauen hinſichtlich der Kleinbahnen.
Der Ausſchuß habe noch keine Gelegenheit gehabt, ſich mit der
Prüfung der gegebenen Anregung zu befaſſen, die Erreichung
des Zieles ſei aber von Herzen zu wünſchen. Wir haben nun
ch ein großes Kraftwerk in der Proving und wir wollen das

ankbar anerkennen. Der Ausſchuß werde zweifellos gern in
eine Prüfung der Frage eintreten. Er akzeptiere mit Dank, daß
der Antrag nur eine Anregung ſein ſolle, bitte aber dann die
Worte, daß ſchon der nächſte Landtag eine Vorlage bringen möge,
zu ſtreichen. Denn ſo ſchnell gehe die an ſich ſchwierige Sache
nicht. Einmal iſt von dem im Entſtehen begriffenen Werke
früheſtens erſt drei Jahre nach Friedensſchluß Strom zu erhalten
und zum anderen müſſe bezüglich des Anſchluſſes anderer Be
triebe berückſichtigt werden, daß dieſe jahrelange Verträge mit
anderen Unternehmungen hätten. Der Prüfung der Angelegen-
heit ſolle aber auf alle Fälle näher getreten werden.

Abg. Geh. Regierungsrat Steegemann-Halberſtadt und
Abg. Graf Schulenburg-Angern haben keine Bedenken
gegen den von Schenkſchen Antrag. Erſterer macht dabei auf
die Wirkſamkeit ſeiner Beratungsſtelle aufmerkſam.

Abg. Oberbürgermeiſter Dr. Rive- Halle erinnert an die
der Verwirklichung entgegenſtehenden Schwierikeiten. insbe-
ſondere auch an die Aufnahme bei den verſchiedenen Genoſſen
ſchaften, die ein derartiges Vorgehen der Provinz nicht ſogleich
gutheißen dürften. Er empfahl, den Antrag folgendermaßen zu
formulieren: „Der Provinzialausſchuß wird erſucht, die Förderung der Elektrizitäts- Ver
ſorgung zu prüfen und dem Landtage von dem
Ergebnis Mitteilung zu machen.“
zu deſſen Gunſten Herr von Schenk den ſeinigen zurückzog, ge
langte zur Annahme.

Damit war die Tagesordnung erſchöpft.
Nächſte Sitzung Dienstag Vermittag.

Provinz Sachſen und Umgebung
Der Krieg und die Krieger

Gera, 6. März. (Die Nagelung des Reußer
Kriegswahrzeichens“) wurde geſtern vormittag durch
einen Feſtakt auf dem Marktplatz eingeleitet, dem das Fürſten
paar und Prinzeſſin Feodora beiwohnten. Bevor der
Fürſt zur Ragelung ſchritt, ſprach er die Worte. „Durch
Kampf und Sieg zum ehrenvollen Frieden!
Hoch Deutſchland Das Hoch fand jubelnden Widerhall.
Das Wahrzeichen beſteht aus einem Schild, über den der deutſche
Aar ſeine Flügel gebreitet hält. Ueber dem Adler befindet ſich
die Kaiſerkronze. Ein Schwert ſcheidet den Schildraum in zwei
Teile. Rechts und links vom Schwert ſind die Schlachten ver-
geichnet, in denen ſich die Reußer Ruhm und Ehre erkämpft.

K. Bitterfeld, 6. März. (Gegen die Kriegsſchund-
kiteratur.) Der Lehrerverein nahm in ſeiner letzten Monats
ſitzung Stellung zu der überhandnehmenden Flut von Kriegs
ſchundliteratur. Es wurde eine Entſchließung gefaßt
und der Vorſtand beauftragt, an maßgebender Stelle gegen die
Verbreitung ſolcher Literatur vorſtellig zu werden.

Weißenfels, 6. März. (Gegen die Oſtertüten an
Schulkinder.) Jn der letzten Stadtverordneten Sitzung
wurde an den Dezernenten des Schulweſens die Bitte gerichtet,
ein Verbot zu erlaſſen, das ſich gegen die Verabreichung von
Zuckertüten an die in die Schule aufzunehmenden Kinder richtet.

Von den Fü ſtenhöfen
R. Deſſau, 6. März. (Deſſaus Ehrengabe an die

Prinzeſſin Mari'a Auguſte.) Der Gemeinderat hat für
die Prinzeſſin Marie Auguſte als Erinnerungs-
zeichen an die Heimat eine kunſtvolle Truhe anfertigen laſſen,
die am Sonnabend Oberbürgermeiſter Geheimrat Dr. Ebeling
im Palais des Prinzen Eduard übervreichte. Die der Truhe bei
gelegte Urkunde hat folgenden Wortlaut „Dem Hohen
Brautpaare, Seiner Königl. Hoheit dem Prinzen Joachim don
Preußen und Jhrer Hoheit der Prinzeſſin Marie Auguſte
von Anhalt bringt zum feſtlichen Tage der Vermählung
Deſſaus Bürgerſchaft ehrerbietige Glück- und Segenswünſche dar.
Die Erlauchte Braut, unſere allgeliebte Prinzeſſin Marie Auguſte
von Anhalt, bitten wir zur Erinnerung an die Heimat eine
Ehrentruhe, das Werk einheimiſchen Kunſtſinnes und Gewerbe
fleißes entgegennehmen zu wollen. Jn ehrerbietiger Treue: Der
Gemeinderat der Haupt und Reſidenzſtadt Deſſau. Die Prin
zeſſinBraut und die Hohen Eltern ſprachen ihre herzliche Freude
über die ſinnvolle Gabe aus. Zu der Huldigungsfeier waren auf

Veranlaſſung des Oberbürgermeiſters je zwei Vertreterinnen der
elf Deſſauer Mädchenſchulen erſchienen. Eine Schülerin trug ein
von Fräulein Oberlehrer Wickenhagen Bern burg ver-
aßtes Huldigungsgedicht vor. Jede Schule brachtee der Braut einen ſchlichten Frühlingsſtrauß dar.

Aus Landes- und Stadtparlamenten
Verbandstagungen Wahlen

Lützen, 6. März. (Die Stadtverordneten) ge-
nehmigten den Haushalisplan der Kämmereikaſſe auf das Jahr
1916 mit 118 322 Mk. in Einnahmen und Ausgaben. Es wurde
beſchloſſen, das jährliche Schulgeld für die Mittelſchule vom
1. April d. Js. ab um zehn Mark für das Kind zu erhöhen.

;„J

Die heutige Fortſetzung unſeres Romans „Der
große Erzieher“ erſcheint aus Raumgründen

veranlaßt, die Provinzialverwaltung mit dem ausnahmsvweiſe in der nächſten Kusgabe.

find Diebe in das Gehöft

Dieſer Antrag,

u

K. Bitterfeld, 6. März.ſerer St le ins e Se Sir edie Einnahme und Ausgabe mit
1 002 500 Mk. ab. Zur Deckung der Ausgaben ſind an direk
ten Steuern für Grund Gebäude-, Gewerbe und Ge
meindeeinkommenſteuer 205 Proz. einſchließlich 15 Proz
Kreisſteuern) Zuſchlag vorgeſehen. Die Steuerverwaltung
erbringt eine Geſamteinnahme von 456 075 Mk. gegen 432 700 Mi
des Vorjalhwes.

Lebens und Genußmittelfragen
Querfurt, 6. März. (LebansmittelfüDie hieſige Stadtverwaltung hat einen großen er r

angekauft und gibt dieſelben mit 14 Pfg. das Stück an Jeder
mann und in beliebiger Anzahl ab. Bei der Aufnahme der
r in Stadt wurden gezählt 18 165,25 Zir.

Bernburg, 6. März. (Viehausfuhr aus A l t)Laut Bekanntmachung der h Regierung iſt re Wer
fuhr von Rindvieh einſchließlich Kälbern, von Schafen und

y v l r r mit beſondererenehmigung des Vorſitzenden „Viezbandes Herzogtum Anhalt heiſet ſesdandoiover

Diebſtähle und andere Straftaten

S Querfurt, 6. h Nachtes gegenwärtig im Fe te nGutsbeſitzers Otto Nagel in Döcklitz 5 r
aus der Wurſtkammer die Wurſtwaren, Fett, Speck und Schinken
von drei Schweinen geſtohlen. Trotz ſofortiger Nach
forſchung konnte man die Diebe bisher nicht ermitteln.

Snau, (Anhalt), 6. März. (Ausreißer). Von den
auf hieſigen Tonwerken beſchäftigten ruſſiſchen Gefangenen ent
wichen am Sbnnabend zwei Mann. Die Gensdarmerie nahm die
Reiegedenea auf, wurde ſt Fernſprecher nach allen Him-

lsg n in Bewegung gefſetzt, ſo da i iweit Zola en t e rolvayyhall (Anhalt), 6. März. (Verhaftung) ufden hieſigen SolvayWerken wurde ein Sehr hinte Voel
ter M. aus Obergnißen, verhaftet und durch den Fuß-
jäger dem Bernburger Gefängnis zugeführt. Die Verhaf-
tung geſchah auf eine Anzeige der ledigen M. aus Bebitz
(Saalkreis). die M. im Beiſein mit drei anderen Genoſſen ſei
251 h abends auf der Landſtraße zu vergewaltigen ver

Verſchiedene Nachrichten
Weißſenfels, 6. März. (Der Kreisarzk) Medizinal

rat Dr. Schroeder iſt mit dem 1. März d. Js. nach Marg-
grabowa in Weſtpreußen verſetzt.

W. Leipzig, 6. März. (Der Beſuch der heute Vor-
mittag eröffneten Leipziger Muſtermeſſe) über-
ſteigt bei weitem die Erwartungen. Seit Mitte voriger Woche bis
heute iſt die Zahl der von der Handelskammer ausgegebenen
Ausweiskarten auf über 25000 geſtiegen.

Eilenburg, 6. März. (Hochherzige Stiftungen.
Der Rittergutsbeſitzer Wilhelm Grune, Ehrenbürger von Eilen-
burg und Siadtälteſter, hat für den Bau eines evangeli-
fchen Gemeindehauſes eine Stiftung von 40000 Mark
gemacht. Außerdem ſchenkte er dem Allgemeinen Turnverein, der
ihn anläßlich ſeiner 50 jährigen Mitgliedſchaft zum Ehrenmitglied
ernannte, eine 7 Morgen große Wieſe, zwiſchen den Schreber-
gärten und dem Lübbiſch gelegen, der der Verein den Namen
i Welnt Ernne Turnſpielbrah des Allgemeinen Turnvereins“
gab.

Torgau, 5. März. (Das Verkehrshemmnis auf
der Elbe.) Noch immer nicht iſt der Schiffahrtsverkehr auf
der Elbe bei Torgau hergeſtellt. Ein Pionierkommando von May
deburg iſt feit geſtern mit der ſchwierigen Arbeit beſchäftigt, den,
wie ſchon mitgeteilt, quer vor den Pfeilern der Elbbrücke lie
genden geſunkenen eiſernen Getreidekahn zu ſprengen. Bis
zur Stunde iſt der gewünſchte Erfolg nicht eingetreten.

Die Hilfe für kriegsgefangene Deutſche

Die ſächſiſche Provinzialorganiſation der
eHilfe für 77 n Deutſche“ hatte kürzlich
die Leiter ihrer Ortsausſchüſſe nach Halle gebeten, um in

meinſamer Ausſprache die inzwiſchen gewonnenen Erfahrungen
nnen zu lernen und den weiteren Ausbau der „Hilfe“ zu be

raten. Der ſehr zahlreiche Beſuch bewies zur Genüge, wie
tief und nachhaltig inzwiſchen allgemein das Intereſſe an dieſer
ſo überaus wichtigen Sache geworden iſt; eine große Anzahl der
Landräte und Bürgermeiſter unſerer Provinz ſowie die Geſchäfts
leiter ſämtlicher Ortsausſchüſſe der „Hilfe“ waren dem Rufe
gefolgt und hatten ſich in den Räumen des altehrwürdigen
Hallenſer Rathauſes eingefunden.

Der Oberpräſident der Proving Sachſen, Exzellenz von
Hegel, von dem die Einladungen c waren, eröffnete
mit warm empfundenen Begrüßungsworten die Beſprechung und
wies nachdrücklich auf die Notwendigkeit und außerordentliche
Wichtigkeit der Aufgaben hin, die ſich die „Hilfe“ geſtellt hat.
Indem er die großen Vorzüge, die dieſe Organiſation infolge
ihrer Tätigkeit bietet, anerkennend hervorhob, ſprach er die ſichere
Zuverſicht aus, daß dieſe Beſtrebungen überall in der Provinz
lebhaft unterſtützt und auch durch die Bildung weiterer Ortsaus-
ſchüſſe weitgehend r würden. Darauf erteilte er dasWort dem Vorſitzenden der Magdeburger Provingzialgeſchäfts
ſtelle, Bürgermeiſter Schmiedel burg, einen um
aſſenden Ueberblick darüber gab, was die „Hilfe für kriegsge-
angene Deutſche bisher bereits für eine Tätigkeit entfaltet hat

und was ihr für die Zukunft noch zu tun vorbehalten bleibt.
Die ungeheure Vereinfachung und Arbeitsentlaſtung, die ſich
beſonders bei der Vermißtenſuche durch das Zuſamemnſtrömen
der Anträge bei der Provinzialgeſchäftsſtelle und der dadurch
möglich gewordenen Ausſonderung doppelter und dreifacher
Suchanträge für einen und denſelben Vermißten ergibt, wird von
ihm erläutert. Mit beſonderem Nachdruck erwies er ferner auf
die großen Vorzüge der Organiſation, die ſich aus der groß
zügigen und umfaſſenden Unterſtützung notleidender gefangener
Deutſcher mit Geldbeträgen und Liebesgaben ergibt. Die etwa
100 000 Packete, die durch die „Hilfe“ allein nach ußland an die
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geleiſtet wird. müſſen dem Zeichner Zinſen für 90 Tage

nur 97,25 Mk. für je 100 Mk. zu entrichten (die gezeich-

dortigen kriegsgefangenen Deutſchen befördert wurden haben
ihren Beſtimmungsort faſt ausnahmslos erreicht. Dankbar ge
dachte er dabei auch der aufopfernden Tätigkeit der Schweſtern,
die die ruſſiſchen Gefangenenlager im Auftrage der „Hilfe“ be
reiſt, eine W Zahl von Gefangenen geſprochen und die
h zwiſchen ihnen und Heimat wieder hergeſtellt
ha

Darauf erhielt das Wort der Leiter der Zentralſtelle der
Peterſen Er ſchilderte beſonders die Verſorgung

der gefangenen Deutſchen mit Liebesgaben. Zwei größere
Unternehmungen wurden hierzu eingeleitet, die eine bereits von
Bürgermeiſter Schmiedel beſchriebene für die in Rußland Feſt
gehaltenen, die andere für den Beſuch der marokkaniſchen Ge
fangenenlager. Ganz abgeſehen von der überaus großen Menge
von Paketen, die den angenen auf dieſe Weiſe tatſächlich zu
gfee worden iſt, beruht der Wert dieſer Unternehmungen
beſonders auch in der großen moraliſchen Auffriſchung der Ge
fangenen durch die Unterhaltungen mit den Schweſtern. Der
Wert der von Deutſchland und Oeſterreich bisher überſandten
Liebesgaben an Gefangene überſteigt bereits die Summe von
14 Millionen Mark. Es liegt auf der Hand, daß derartige groß
zügige Unternehmungen nie von einzelnen Ortsausſchüſſen
durchgeführt werden können, ſondern daß dazu eben das Zu-
ſammenfaſſen, wie es die Organiſation der „Hilfe“ bietet, not
wendig und unentbehrlich iſt. Herr Peterſen berichtete dann noch
über die Zuſtände in den Gefangenenlagern und kam zu dem
Schluß, daß die Unterbringung der Gefangenen in England und
Frankreich, wenn nicht gut, ſo doch immerhin menſchlich zu be
zeichnen, dagegen der Aufenthalt in den ſibiriſchen Lagern
überaus traurig iſt.
Nachdem dann noch die Geſchäftsleiter der Provingialſtelle
in Magdeburg, General-Sekretär Calebow und Dr. Köhler,
kurz über die Tätigkeit und bisherigen Erfolge der Provinzial
geſchäftsftelle Bericht erſtattet hatten, kamen Anfragen und
w zur Beſprechung und Erledigung. Zum Schluß wurde
auf Anregung des Oberpräſidenten von Hegel beſchloſſen, der
Preſſe einen kurzen Bericht über die Sitzung zugehen zu laſſen,
um immer weitere Kreiſe für die idealen Aufgaben der Hilfe für
kriegsgefangene Deutſche zu gewinnen.

Mit dem Dank an alle diejenigen, die ſich bisher ſchon ſo
warm und nachhaltig für dieſe Beſtrebungen eingeſetzt haben,
namentlich für die Hamburger Herren, deren Antrieb dieſe ganze
ſegensreiche Tätigkeit zu danken iſt, ſchloß dann der Herr
Oberpräſident die Sitzung.

Aus Halle und Umgebung
Halle, den 7. März.

Kriegsanleihe- Zeichnungen bei der Poſt
Die Poſt iſt als Vermittlungsſtelle für die Zeich-

nungen auf die vierte Kriegsanleihe wiederum tätig. Wer
fich akſo dieſes bequemen Weges bedienen will, dem ſteht
jeder Poſtſchalter zur Verfügung. Wie bei der dritten
Anleihe iſt auch diesmal der geſamte Verkehrsapparat
der Poſt (alſo nicht nur an ſolchen Orten, die keine öffent
liche Sparkaſſe haben) in den Dienſt der Kriegsanleihe
geſtellt. Nur zwei Umſtände ſind zu beachten:

1. daß die Poſt nur Zeichnungen auf die 5 Reichs
anleihe (nicht auch ſolche auf die 426 Reichsſchatzan
weiſungen) entgegennimmt,

2. daß die gezeichneten Beträge ſpäteſtens am
18. April voll bezahlt ſein müſſen. Sie können
ſchon am 31. März bezahl werden.

Andere Einſchränkungen beſtehen nicht. Wer bei der
Poſt zeichnen will, kann ſich an jedem beliebigen Schalter
einen Poſtzeichnungsſchein geben laſſen. Jn den
Landbeſtellbezirken und in Orten bis zu 20 000 Einwohnern
wird allen Porſonen, die als Zeichner in Frage kommen,
der Zeichnungsſchein ins Haus gebracht. Ueber die Zeich-
nungsbedingungen geben die in den Zeitungen veröffent-
lichten Proſpekte und ein beſonderes Merkblatt, das an
jedem Schalter zu haben iſt und in kleineren Orten auch
ins Haus gebracht wird, Aufſchluß. Es iſt gar nicht mög
lich, daß über irgend eine Frage Unklarheit beſtehen kann;
denn die Preſſe ſorgt fortlaufend für Beſprechung aller
wichtigen Einzelheiten, und wer ernſthaft daran denkt, ſich
on der Zeichnung zu beteiligen, der nimmt ſich wohl die
kleine Mühe, ſich über alle Vorausſetzungen zu unter-
richten. Schwierigkeiten irgend welcher Art
gibt es nicht. Die Poſtzeichnungsſcheine, die einen
Vordruck enthalten, werden ausgefüllt: Betrag der Zeich-
nung, Name, Stand, Wohnort und Wohnung des Zeich-
ners. Dann werden ſie entweder am Schalter abgegeben
oder in einem unfrankierten Umſchlag mit der Aufſchrift
„An die Poſt“ in den Briefkaſten geſteckt.

Durch die Poſt erhält dann der Zeichner eine Zah-
lungsaufforderung mit einer Zahlkarte zuge-
ſtellt, die der Zeichner ſelbſt auszufüllen hat. Mit diefer
Karte begibt er ſich zu der Poſtanſtalt, bei der die Zeich-
nung erfolgt iſt, und zahlt dort den zu leiſtenden Betrag
ein. Auf dem Lande kann die Einzahlung durch Vermitt-
lung des Briefträgers erfolgen, bei dem die gewünſchte
Auskunft über das einzuſchlagende Verfahren einzuholen
iſt. Die Einzahlungen haben, wie ſchon geſagt, bis
ſpäteſtens zum 18. April zu erfolgen. Die Berechnung
der zu zahlenden Summen iſt eine ganz einfache: Der
Preis der 5 Reichsanleihe beträgt 98,50 Mk. für je
100 Mk. Nennwert. Wenn nun am 31. März Vollzahlung

vergütet werden, weil der Zinſenlauf der Anleihe erſt am
1. Juli beginnt. 5 Prozent Zinſen auf 90 Tage für
100 Mk. machen 1,25 Mk. aus. Es ſind alſo ſtatt 98,50

neten Beträge müſſen in vollen Hunderten aufgehen,
das kleinſte Anleiheſtück über 100 Mk. lautet. Es können
alſo nicht 150, 250, 350 uſw. Mk. gezeichnet werden,
ſondern nur 100, 200, 300 uſw.). Bei Vollzahlungen, die
nach dem 31. März bis zum 18. April erfolgen, werden
Zinſen für 72 Tage berechnet. Das heißt von 98,50 Mk.
wird 1 Mk. abgegzogen. Der Preis ſtellt ſich alſo auf
97,50 Mk. Wer 200 Mk. zeichnet und nach dem 31. März
zahlt, hat alſo zweimal 97,50 gleich 195 Mk. zu entrichten.
Bei 1000 Mk. ſind es zehnmal 97,50 gleich 975 Mk. Die
Poſt nimmt auch Anmeldungen auf Schuldbuch-
eintragungen entgegen. Alles Notwendige erfährt
der Zeichner am Schalter. Die Wahl des Reichsſchuld
buches verurſacht keine beſondere Mühe, bietet aber
außerordentlich große Vorteile: Koſtenloſe,
ſichere Unterbringung des Anleihebeſitzes, Befreiung von
aller Sorge um Verwahrung und Verwaltung, regel-
mäßige Zuſendung der Zinſen durch die Poſt oder fort

zuläſſig und ſtrafbar
Die zur Vermehrung des Zuckerrübenbaues im Be

triebsjahre 1916717 gewährte Erhöhung des Rohzucker-
preiſes gilt erſt für den Zucker der Ernte 1916, alſo ab
Oktober dieſes Jahres. Mithin liegt nicht die mindeſte
Berechtigung vor, die Kleinhandelspreiſe jetzt zu erhöhen,
um ſo mehr als noch gar nicht beſtimmt iſt, ob der ab
1. Oktober 1916 zu erhöhende Rohzuckerpreis überhaupt
auf den Verbraucher abgewälzt werden ſoll. Der Händler,
der die Kleinhandelspreiſe erhöht, hat zu gewärtigen, daß
gegen ihn eingeſchritten wird. Ebenſo wird jeder Verſuch.
Zucker vom Markt zurückzuhalten, von den
maßgebenden Behörden ſcharf bekämpft werden. Wer
nach der einen oder anderen Richtung zuverläſſige Angaben
machen kann, halte damit nicht zurück, ſondern wende ſich
an die zuſtändige Stelle!

Der Evangeliſche Bund im Kriege
Der Evangeliſche Bund, die größte, über das ganze deutſche

Reich und alle deutſchen Landeskirchen ſich erſtreckende Organi-
ſation des deutſchen Proteſtantismus, hat ſeit dem erſten Tage
des Weltkrieges alle ſeine Kräfte und Arbeit reſtlos in den
Dienſt der nationalen Wehrpflicht und Hilfeleiſtung geſtellt.
Jn zahlreichen vaterländiſchen Volksabenden ſeiner mehr als 3000
Zweigvereine, durch Aufbringung erheblicher Mittel für die ver-ſchiedenſten Zweige der Kriegshilfe, durch Maſſenverbreitung
ſeiner trefflichen Volksſchriften und „Heroldsrufe', durch prak-
tiſche Liebestätigkeit an der evangeliſchen Kirche Oeſterreichs, die
durch den Krieg ſchwer heimgeſucht iſt, durch Hilfeleiſtung für
Oſtpreußiſche Not und durch die Arbeit ſeiner Schweſternſchaft
im Dienſt des Roten Kreuzes hat er an der geiſtigen, ſittlichen
und religiöſen Ausrüſtung unſeres Volkes hervorragenden An
teil genommen. Etwa 600000 „Volksſchriften zum großen
Kriege“, darunter Weihnachts-, Oſter- und Pfingſtgrüße,
Hausandachten, Gedichtſammlungen uſw., etwa 2 Millionen
„Heroldsrufe“, kurze packende Flugblätter hat er bisher in der
Heimat verbreitet und ins Feld geſandt. Seine Schweſternſchaft,
die während des Krieges ausgebaut wurde und erſt kürzlich ihr
eigenes Heimathaus in Deſſau einweihen konnte, arbeitet auf
36 Arbeitsfeldern mit 122 Schweſtern. Mit dieſen Leiſtungen
ſteht der Evangeliſche Bund in der erſten Reihe der großen
unter dem Panier des Vaterlandes arbeitenden und kämpfenden
Verbände, ein Herold deutſchen Geiſtes, vaterländiſcher Be
geiſterung, evangeliſcher Frömmigkeit, Liebe und en en
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Ernennung. Unter Zuſtimmung des Landeshauptmanns
der Provinz Sachſen hat der Herr Regierungspräſident zu
Merſeburg den Direktor des Provinzialmuſeums in Halle a. S.,
Herrn Dr. Hahne, zu ſeinem Kommiſſar für die Durch-
führung des Ausgrabungsgeſetzes vom 26. März 1914 ernannt.

Der Briefverkehr über die alte ruſſiſche Grenze. Die Be
kanntmachung des ſtellvertretenden Kommandieenden Generals
IV. Armeekorps vom 18. Feb. 1916 über das Verbot der Beförderung
von Briefen uſw. übe die alte ruſſiſche Grenze iſt zum Teil miß-
verſtanden worden. Dadurch ſoll nicht verboten ſein der Brief
wechſel über die Grenze hinaus, ſondern nur die Beförde-
rung und Mit nahme von Briefen uſw. durch Privatperſo-
nen. Dieſe Beförderung ſoll nur durch die Poſt erfolgen und die
damit beſonders amtlich beauftragten Perſonen.

Jn der St. Georgenkirche findet am Mittwoch, den
8. Märgz, abends 8 Uhr, Kriegsbetſtunde mit anſchließender
Abendmahlsfeier ſtatt, die von Herrn Paſtor Dr. Vahldieck ge-
halten wird.

Aus den Vereinen
Der Bezirk rechts der Saale des Nordoſtthüringiſchen Turn

gaues behandelte in ſeiner der Bezirksvorturnerſtunde folgenden
Sitzung u. g. die Frage, ob man angeſichts des Umſtandes, daß ſo
viele Turner im Felde ſtehen und die Zahl der Turnenden in den
Vereinen daher ſchwach iſt, die Jugendwanderungen in der ſonſt
gewohnten Weiſe weiterführen wolle. Man kam zu dem Entſchlufz,
von dieſer nützlichen Einrichtung nicht abzulaſſen und beſchloß,
eine Turnfahrt der Jugendlichen am 18. Juni nach Canena zu
richten. Der Weg geht über Diemitz, Zöberitz, Sticheldorf, Reide
burg nach Caneng. Hier Einkehr im Heim des Canenger Turn
vereins. Ausgeführt werden Ordnungs- und Freiübungen, ſowie
volkstümliches Wetturnen für Jugendliche in zwei Gruppen.
Alles Weitere beſtimmt der Turnausſchuß. Selbſtverſtändlich ſind
auch die älteren Turngenoſſen zu der Turnfahrt geladen. Abends
gemeinſamer Heimmarſch. Ferner beſprach man die kommenden
Sonntag nachmittag in Merſeburg abzuhaltende Vereins-Ver
treterver ſammlung des Nordoſtthüringer Turngaues. Man war
der Anſicht, daß die Beratung der neuen Gauſatzungen erſt nach
Beendigung des Krieges vorgenommen werden ſollten,

Börſen- und Handelsteil
Deviſenkurſe

Berlin, 6. März. Die telegraphiſchen Auszahlungen
ſtellen ſich heute für

Geld BriefNew-York 5.43 5.45Solla nd 238Dänemark 157 158Schweden 157 158Poxwegen 157 158Schweiz 1 106Oeſterreich- Ungarn 99.45 659.55
Numänien S W.50Bulgaxien 78 79Abtrennung von Dividendenſcheinen

Es ſind zu trennen: Preußiſche Boden-Credit-Aktienbank 7 Prozent Dividende, Pongs Spinnereien und
Webereien 14 Prozent Dividende, Bayeriſche Hypotheken-
und Wechſelbank 14 Prozent Dividende, Mech. Baum-
wolle Spinnerei und Weberei, Kempten 10 Prozent
Dividende, Schleſ. Blaudruckerei A.G. 4 Proz Dividende,
Groß-Lichterf. Terrain-Geſ. 0 Dividende.

Börſenſtimmungsbild
Berlin, 6. März. Die Börſe verkehrte in vorwiegend feſter

Haltung. Am Montanaktienmarkte zeigte ſich reges Intereſſe für
Phönix, und peve n daran en e

iere zu höheren Kurſen umgeſetzt. tien von ien und Rüſtungsunternehmungen waren zeitwel
lig angeregtem Verkehr meiſt gebeſſert. ft elt wurden Rheinmetall, Hirſch-Kupfer und Viemarlhütte Dagegen
ſchwächten ſich Schiffahrtsaktien ab. Am Auslandsmarkt blieben
die Kurſe bei ſtillem Geſchäft behauptet.

Getreidebericht
Berlin, 6. März. Am Produktenmarkte war der Verkehr ſehr

ruhig. Weder das Angebot noch die Nachfrage iſt größer gewor
den. Die Umſätze in Futtermitteln und Sämereien
waren bei unveränderten Preiſen eng begrenzt. Der Ge-
treidemarkt blieb ohne Notierung.

eſt r in a Amtsblatt in Sgr.peft v entlicht etne Regierungsverordnung, wonach zur
rung des öffentlichen Bedarfs an Spiritus die Sperr ſämt
lichar Spiritusböftände der der Konfumſteuer unterliegendenlaufende koftenloſe Ueberweiſung derſelben an die Bank,

Svarkaſje oder Genoſſenchaft des Gläubigers.
San Beergereten und Freklager angeordnet wird.

ne

Erhöhung der Zuckerpreiſe im Kleinverkauf un

h

Der Wert franzöſiſcher Nachrichten
Der amtliche Bericht der deutſchen Oberſten

Heeresleitung jagte über die Kämpfe, die am
3. März bei Verdun ſtattgefunden haben, folgendes

Beiderſeits der Maas verſtärkten die Franzoſen ihre
Artillerietätigkeit und griffen nach bedeutender Steigerung
ihres Feuers das Dorf Douaumont und unſere anſchließenden
Linien an. Sie wurden teilweiſe im Nahkampf unter großen
Verluſten zurückgeſchlagen und verloren außerdem wieder über
1000 unverwundete Gefangene,
An der Zuverläſſigkeit der amtlichen deutſchen Be

richterſtattung zweifeln wohl auch die Franzoſen nicht.
Trotzdem, oder vielleicht deshalb, werden die deutſchen
Berichte dem franzöſiſchen Volke vorenthalten.
Anftatt deſſen ſchildert der offiziöſe franzöſiſche Nach

richtendienſt das gleiche Ereignis in einem vom 4. März
von Lyon aus verbreiteten Funkſpruch, der für das fran
zöſiſche Volk und die neutrale Welt beſtimmt iſt, der man
auch die amtliche deutſche Berichterſtattung fernzuhalten
trachtet, mit folgenden Worten:

Das Beſtreben der Deutſchen, Verdun um jeden Preis zu
erobern, hat ihnen geſtern wieder außergewöhnlirh hohe Ver-
luſte gekoſtet. Die Preſſe ſtellte feſt, daß ſie 75 000 Mann
Verluſte zugeben. Das gibt eine Jdee ihrer tatſächlichen Ver-
luſte. Der feindliche Plan, welcher darin beſtand, die im
Norden der Stadt geſchlagene Breſche zu erweitern, um den
ſiegreichen Truppen den Durchgang zu ſichern, ſcheiterte geſtern
wiederum gänzlich. 300 bis 400 Meter vorläufiger Gelände-
gewinn bildet das einzige Ergebnis der letzten Tage der
Schlacht von Verdun. Der „Petit Pariſien“ ſchreibt: Bis jetzt
iſt vom Feinde voch kein taktiſches Ergebnis erzielt worden.
Der Kampf wird Es handelt ſich tatſächlich um eine
große Schlacht, in welcher wir erſt einen ſchwachen Teil unſerer
Reſerven eingeſetzt haben. Dem „Matin“ zufolge ergeben
ſich wertvolle Feſtſtellungen aus dem Verlauf des verfloſſenen
Tages. Erſtens haben wir dem furchtbaren Feuer, das gegen
unſere Werke gerichtet war, ſtandgehalten unter Berückſicht
gung des wechſelnden Vorgehens und Zurückweichens, das bei
dem ſehr heftigen Gefechte ſtattfand. Wir haben unſere Linien
behauptet, ohne zu wanken und ohne dem Feinde zu geſtatten,
gegen uns den geringſten Vorteil zu bewahren. Zweitens
iſt es unbeſtreitbar, daß die Deutſchen geſtern wiederum
bedeutend höhere Verluſte erlitten als wir. Auf den blutigen
Schneefeldern der Höhen von Douaumont wurde die Elite
ihrer Bataillone niedergemetzelt. An gewiſſen Stellen be
finden ſich die Leichen ſo dicht aneinander, daß ihnen der Platz
fehlt, zu Boden zu ſinken. So ſind ſie aufrecht ſtehen geblieben,
eine grauſige Phalanx bildend.

Dieſe Darſtellung überſchreitet ſelbſt das bisher üblich
geweſene Maß der von dieſer Stelle verbreiteten Lügen.
Der 3. März war ein Schlachttag, an dem die wütenden
Angriffe der Franzoſen unter ſchwerſten Verluſten und
unter Einbuße von über 1000 unverwundeten Gefangenen
zerſchellten, während die Deutſchen planmäßig keinen Fuß
rührten und das Eroberte unter durchaus erträglichen
Verluſten feſt behaupteten.

Letzte Telegramme
Ein ſpaniſcher Paſſagierdampfer geſunken

450 Todesopfer
London, 6. März. „Lloyds“ meldet aus Santos: Der

ſpaniſche Dampfer „Principe de Aſturigs“ iſt
geſtern früh drei Meilen öſtlich von der Jnſel San Sebaſtian
auf einen Felſen gelaufen und binnen fünf Minuten
geſunken. 86 Mann von der Beſatzung und 57 Paſſagiere
ſind von dem franzöſiſchen Dampfer „Voga“ nach Santos gebracht
worden. 338 Paſſagiere und 107 Mann von der
Beſatzung werden vermißt. Der ſpaniſche Dampfer
„Principe de Satruſtegni“ befindet ſich an der Unglückſtelle. Der
„Principe de Aſturias“ war auf der Fahrt von Barcelong nach
Buenos Aires und hatte Las Palmas am 24. Februar verlaſſen.

Garriſons Nachfolger
Waſhington, 6. März. (Reuter.) Präſident

Wilſon hat den früheren Bürgermeiſter von Cleveland
(Ohio) namens Newton D. Baker zum Staats-
ſekretär des Kriegsamtes in Ausſicht genommen.

(Wiederholt. Schon in einem Teil der geſtrigen
Nachmittags-Ausgobe enthalten.)

Der Marineſtützpunkt Hull am Humber
und die Dockanlagen mit Bomben belegt

Berlin, 6. März. (Amtlich.) Ein Teil unſerer
Marineluftſchiffe hat in der Nacht vom 5. zum 6. März
den Marineſtützpunkt Hull am Humber und die dortigen
Dockanlagen ausgiebig mit Bomben beworfen; gute
Wirkung beobachtet. Die Luftſchiffe wurden heftig, aber
ohne Erfolg beſchoſſen. Sie ſind ſämtlich zurückgekehrt.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Der Bericht des Großen Hauptquartiers
Großes Hauptquartier, 6. März.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz
Lebhafte Minenkämpfe nordöſtlich von Vermellel.

Die engliſche Jnfanterie, die dort mehrfach zu kleinere
Angriffen anſetzte, wurde durch Feuer abgewieſen.

Auf dem öſtlichen Maas- Ufer verlief der Tag z
allgemeinen ruhiger als bisher. Jmmerhin wurden
kleineren Kampfhandlungen geſtern und vorgeſtern an
fangenen 14 Offiziere, 934 Mann eingebracht.

Oeſtlicher und Balkan-Kriegsſchauplatz
Keine beſonderen Ereigniſſe.

Oberſte Heeresleitung.
Wetterbericht

vom 6. Märg. Das meiſt trübe Wetter mit Neigung zu Nieder
ſchlägen, welches geſtern in faſt ganz Deutſchland herrſchte hält
auch heute zumeiſt noch an, nur in den nordweſtlichen Gebiets
tetlen iſt der Himmel früh wolkenlos. Jm Weſten iſt all
gemein leichterer Froſt eingetreten (Metz 4 Grad), während im
mittleren Deutſchkand die Temperatur allenthalben etwas ber

Na

dem Gefri liegt. Stärkere Niederſchlage ſind nur im
Weſten und Südweſten aufgetreten. Ausſichten für
Dienstag: vorüb:vgehendem Aufklären trübes Wetter
mit Nieder en, Temperatur nahe Null.

4 Verantwortlich
für den Teil: Dt. Mätzold; für Pro Börſen und

2 M. GSbeling; Oertlichesd, Gerichtsſaal, Kongreſſe
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